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Titel 1 Allgemeine Bestimmungen
Artikel 1 Gegenstand und Grundsätze Diese Verordnung
sieht vor, dass keine Grenzkontrollen in Bezug auf Personen
stattfinden, die die Binnengrenzen zwischen den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union überschreiten. Sie legt Regeln für
die Grenzkontrollen in Bezug auf Personen fest, die die Au-
ßengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union über-
schreiten.

Artikel 2 Begriffsbestimmungen Im Sinne dieser Verord-
nung bezeichnet der Ausdruck
1. „Binnengrenzen“

a) die gemeinsamen Landgrenzen der Mitgliedstaaten, ein-
schließlich der Fluss- und Binnenseegrenzen,

b) die Flughäfen der Mitgliedstaaten für Binnenflüge,
c) die See-, Flussschifffahrts- und Binnenseehäfen der Mit-

gliedstaaten für regelmäßige Fährverbindungen;
2. „Außengrenzen“ die Landgrenzen der Mitgliedstaaten, ein-

schließlich der Fluss- und Binnenseegrenzen, der Seegren-
zen und der Flughäfen sowie der Flussschifffahrts-, See- und
Binnenseehäfen, soweit sie nicht Binnengrenzen sind;

3. „Binnenflug“ einen Flug ausschließlich von oder nach dem
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten, ohne Landung im Ho-
heitsgebiet eines Drittstaates;

4. „regelmäßige Fährverbindungen“ den Linienfährverkehr
zwischen zwei oder mehr Häfen im Hoheitsgebiet der Mit-
gliedstaaten ohne Fahrtunterbrechung in außerhalb des Ho-
heitsgebiets der Mitgliedstaaten gelegenen Häfen, bei dem
Personen und Kraftfahrzeuge nach einem veröffentlichten
Fahrplan befördert werden;

5. „Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf freien Personen-
verkehr genießen“
a) die Unionsbürger im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 des

Vertrags sowie Drittstaatsangehörige, die Familienange-
hörige eines sein Recht auf freien Personenverkehr aus-
übenden Unionsbürgers sind, die unter die Richtlinie



Titel II Außengrenzen

2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 29. April 2004 über das Recht der Unionsbür-
ger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsge-
biet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhal-
ten1, fallen;

b) Drittstaatsangehörige und ihre Familienangehörigen un-
geachtet ihrer Staatsangehörigkeit, die aufgrund von
Übereinkommen zwischen der Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und den betreffenden Dritt-
staaten andererseits ein Recht auf freien Personenverkehr
genießen, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist;

6. „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Unionsbür-
ger im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 des Vertrags ist und die
nicht unter Nummer 5 des vorliegenden Artikels fällt;

7. „zur Einreiseverweigerung ausgeschriebene Person“ einen
Drittstaatsangehörigen, der gemäß Artikel 96 des Schenge-
ner Durchführungsübereinkommens und für die in jenem
Artikel genannten Zwecke im Schengener Informationssys-
tem (SIS) ausgeschrieben ist;

8. „Grenzübergangsstelle“ einen von den zuständigen Behör-
den für das Überschreiten der Außengrenzen zugelassenen
Ort des Grenzübertritts;

9. „Grenzkontrollen“ die an einer Grenze nach Maßgabe und
für die Zwecke dieser Verordnung unabhängig von jedem
anderen Anlass ausschließlich aufgrund des beabsichtigten
oder bereits erfolgten Grenzübertritts durchgeführten Maß-
nahmen, die aus Grenzübertrittskontrollen und Grenzüber-
wachung bestehen;

10.„Grenzübertrittskontrollen“ die Kontrollen, die an den
Grenzübergangsstellen erfolgen, um festzustellen, ob die be-
treffenden Personen mit ihrem Fortbewegungsmittel und
den von ihnen mitgeführten Sachen in das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten einreisen oder aus dem Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten ausreisen dürfen;

11.„Grenzüberwachung“ die Überwachung der Grenzen zwi-
schen den Grenzübergangsstellen und die Überwachung
der Grenzübergangsstellen außerhalb der festgesetzten Ver-
kehrsstunden, um zu vermeiden, dass Personen die Grenz-
übertrittskontrollen umgehen;

12.„Kontrolle in der zweiten Kontrolllinie“ eine weitere Kon-
trolle, die an einem eigens dazu vorgesehenen Ort durchge-
führt werden kann, der nicht der Ort ist, an dem alle Perso-
nen kontrolliert werden (erste Kontrolllinie);

13.„Grenzschutzbeamte“ Beamte, die gemäß den nationalen
Rechtsvorschriften angewiesen sind, an einer Grenzüber-
gangsstelle oder entlang einer Grenze bzw. in unmittelbarer
Nähe einer Grenze nach Maßgabe dieser Verordnung und
der nationalen Rechtsvorschriften grenzpolizeiliche Aufga-
ben wahrzunehmen;

14.„Beförderungsunternehmer“ eine natürliche oder juristi-
sche Person, die gewerblich die Beförderung von Personen
durchführt;

15.„Aufenthaltstitel“
a) alle Aufenthaltstitel, die die Mitgliedstaaten nach dem

einheitlichen Muster gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1030/2002 des Rates vom 13. Juni 2002 zur einheitlichen
Gestaltung des Aufenthaltstitels für Drittstaatenangehöri-
ge2 ausstellen;

b) alle sonstigen von einem Mitgliedstaat einem Drittstaats-
angehörigen ausgestellten Dokumente, die zum Aufent-
halt in seinem Hoheitsgebiet oder zur Wiedereinreise in
sein Hoheitsgebiet berechtigen, ausgenommen vorläufi-
ge Aufenthaltstitel, die für die Dauer der Prüfung eines
ersten Antrags auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach
Buchstabe a oder eines Asylantrags ausgestellt worden
sind;

16.„Kreuzfahrtschiff“ ein Schiff, mit dem eine Reise nach ei-
nem festgelegten Fahrplan durchgeführt wird, die auch ein
Programm umfasst, das touristische Ausflüge in den ver-
schiedenen Häfen vorsieht, und während der sich in der Re-
gel keine Passagiere ein- oder ausschiffen;

17.„Vergnügungsschifffahrt“ die Nutzung von Wasserfahrzeu-
gen zu sportlichen oder touristischen Zwecken;

18.„Küstenfischerei“ Fischerei, bei der die Schiffe täglich oder
innerhalb von 36 Stunden in einen im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats gelegenen Hafen zurückkehren, ohne einen in
einem Drittstaat gelegenen Hafen anzulaufen;

19.„Gefahr für die öffentliche Gesundheit“ eine Krankheit
mit epidemischem Potenzial im Sinne der Internationalen
Gesundheitsvorschriften der Internationalen Gesundheits-
organisation (WHO) und sonstige übertragbare, durch In-
fektionserreger oder Parasiten verursachte Krankheiten, so-
fern gegen diese Krankheiten Maßnahmen zum Schutz der
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten getroffen werden.

Artikel 3 Anwendungsbereich Diese Verordnung findet An-
wendung auf alle Personen, die die Binnengrenzen oder die Au-
ßengrenzen eines Mitgliedstaats überschreiten, unbeschadet
a) der Rechte der Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf

freien Personenverkehr genießen;
b) der Rechte der Flüchtlinge und Personen, die um internatio-

nalen Schutz ersuchen, insbesondere hinsichtlich der Nicht-
zurückweisung.

Titel II Außengrenzen

Kapitel I Überschreiten der Außengrenzen und Einrei-
sevoraussetzungen

Artikel 4 Überschreiten der Außengrenzen (1) Die Außen-
grenzen dürfen nur an den Grenzübergangsstellen und wäh-
rend der festgesetzten Verkehrsstunden überschritten werden.
Die Verkehrsstunden sind an den Grenzübergangsstellen, die
nicht rund um die Uhr geöffnet sind, deutlich anzugeben. Die
Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission gemäß Artikel 34
die Liste ihrer Grenzübergangsstellen.

(2) Abweichend von Absatz 1 können Ausnahmen von der
Verpflichtung, die Außengrenzen nur an den Grenzübergangs-
stellen und während der festgesetzten Verkehrsstunden zu über-
schreiten, vorgesehen werden:
a) im Rahmen der Vergnügungsschifffahrt oder der Küstenfi-

scherei;
b) für Seeleute, die an Land gehen und sich im Hafenort oder

in den angrenzenden Gemeinden aufhalten;
c) für Personen oder Personengruppen, wenn eine besonde-

re Notwendigkeit vorliegt, sofern sie die nach nationalem
Recht erforderlichen Genehmigungen mit sich führen und
Belange der öffentlichen Ordnung und inneren Sicherheit
der Mitgliedstaaten nicht entgegenstehen;

d) für Personen oder Personengruppen im Falle einer unvor-
hergesehenen Notlage.
(3) Unbeschadet der Ausnahmen des Absatzes 2 und der

internationalen Schutzverpflichtungen der Mitgliedstaaten se-
hen die Mitgliedstaaten nach nationalem Recht Sanktionen für
das unbefugte Überschreiten der Außengrenzen außerhalb der
Grenzübergangsstellen oder der festgesetzten Verkehrsstunden
vor. Diese Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und
abschreckend sein.

Artikel 5 Einreisevoraussetzungen für Drittstaatsangehö-
rige (1) Für einen Aufenthalt von bis zu drei Monaten je Sechs-
monatszeitraum gelten für einen Drittstaatsangehörigen folgen-
de Einreisevoraussetzungen:

1ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 77.
2ABl. L 157 vom 15.6.2002, S. 1.
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a) Er muss im Besitz eines oder mehrerer gültiger Reisedoku-
mente sein, die ihn zum Überschreiten der Grenze berech-
tigen.

b) Er muss im Besitz eines gültigen Visums sein, falls dies nach
der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März
2001 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, deren Staats-
angehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Be-
sitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittlän-
der, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit
sind3, vorgeschrieben ist, außer wenn er Inhaber eines gülti-
gen Aufenthaltstitels ist.

c) Er muss den Zweck und die Umstände des beabsichtigten
Aufenthalts belegen, und er muss über ausreichende Mittel
zur Bestreitung des Lebensunterhalts sowohl für die Dau-
er des beabsichtigten Aufenthalts als auch für die Rückreise
in den Herkunftsstaat oder für die Durchreise in einen Dritt-
staat, in dem seine Zulassung gewährleistet ist, verfügen oder
in der Lage sein, diese Mittel rechtmäßig zu erwerben.

d) Er darf nicht im SIS zur Einreiseverweigerung ausgeschrie-
ben sein.

e) Er darf keine Gefahr für die öffentliche Ordnung, die innere
Sicherheit, die öffentliche Gesundheit oder die internatio-
nalen Beziehungen eines Mitgliedstaats darstellen und darf
insbesondere nicht in den nationalen Datenbanken der Mit-
gliedstaaten zur Einreiseverweigerung aus denselben Grün-
den ausgeschrieben worden sein.
(2) Anhang I enthält eine nicht abschließende Liste von Be-

legen, die sich der Grenzschutzbeamte von dem Drittstaatsan-
gehörigen vorlegen lassen kann, um zu prüfen, ob die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 Buchstabe c erfüllt sind.

(3) Die Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts wer-
den nach der Dauer und dem Zweck des Aufenthalts und un-
ter Zugrundelegung der Ausgaben für Unterkunft und Verpfle-
gung in dem/den betreffenden Mitgliedstaat(en) nach Maßgabe
eines mittleren Preisniveaus für preisgünstige Unterkünfte be-
wertet, die um die Zahl der Aufenthaltstage multipliziert wer-
den. Von den Mitgliedstaaten festgesetzte Richtbeträge werden
der Kommission gemäß Artikel 34 übermittelt. Die Feststellung
ausreichender Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts kann
anhand von Bargeld, Reiseschecks und Kreditkarten erfolgen,
die sich im Besitz des Drittstaatsangehörigen befinden. Sofern
in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen, können auch
Verpflichtungserklärungen und – im Falle des Aufenthalts ei-
nes Drittstaatsangehörigen bei einem Gastgeber – Bürgschaften
von Gastgebern im Sinne des nationalen Rechts Nachweise für
das Vorhandensein ausreichender Mittel zur Bestreitung des Le-
bensunterhalts darstellen.

(4) Abweichend von Absatz 1 gilt Folgendes:
a) Drittstaatsangehörigen, die nicht alle Voraussetzungen des

Absatzes 1 erfüllen, aber Inhaber eines von einem Mit-
gliedstaat ausgestellten Aufenthaltstitels oder Rückreisevi-
sums oder erforderlichenfalls beider Dokumente sind, wird
die Einreise in das Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaa-
ten zum Zwecke der Durchreise zur Erreichung des Ho-
heitsgebiets des Mitgliedstaats gestattet, der den Aufenthalts-
titel oder das Rückreisevisum ausgestellt hat, es sei denn,
sie sind auf der nationalen Ausschreibungsliste des Mitglied-
staats, an dessen Außengrenzen sie einreisen wollen, mit ei-
ner Anweisung ausgeschrieben, ihnen die Einreise oder die
Durchreise zu verweigern.

b) Drittstaatsangehörigen, die die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 mit Ausnahme des Buchstabens b erfüllen und per-
sönlich an der Grenze vorstellig werden, kann die Einreise
in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten gestattet werden,
wenn gemäß der Verordnung (EG) Nr. 415/2003 des Rates

vom 27. Februar 2003 über die Erteilung von Visa an der
Grenze, einschließlich der Erteilung derartiger Visa an See-
leute auf der Durchreise4, an der Grenze ein Visum erteilt
wird. Über die an der Grenze erteilten Visa ist eine Liste zu
führen. Lässt sich das Dokument nicht mit einem Visum ver-
sehen, so ist das Visum ausnahmsweise auf einem dem Do-
kument beizufügenden Einlegeblatt anzubringen. In diesem
Fall ist das einheitlich gestaltete Formblatt für die Anbrin-
gung eines Visums nach der Verordnung (EG) Nr. 333/2002
des Rates vom 18. Februar 2002 über die einheitliche Gestal-
tung des Formblatts für die Anbringung eines Visums, das
die Mitgliedstaaten den Inhabern eines von dem betreffen-
den Mitgliedstaat nicht anerkannten Reisedokuments ertei-
len5, zu verwenden.

c) Ein Mitgliedstaat kann Drittstaatsangehörigen, die eine oder
mehrere Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen, die
Einreise in sein Hoheitsgebiet aus humanitären Gründen
oder Gründen des nationalen Interesses oder aufgrund inter-
nationaler Verpflichtungen gestatten. Liegt zu dem betreffen-
den Drittstaatsangehörigen eine Ausschreibung gemäß Ab-
satz 1 Buchstabe d vor, so unterrichtet der Mitgliedstaat, der
dessen Einreise in sein Hoheitsgebiet gestattet, die anderen
Mitgliedstaaten darüber.

Kapitel II Grenzkontrollen an den Außengrenzen und
Einreiseverweigerung

Artikel 6 Durchführung von Grenzübertrittskontrollen
(1) Die Grenzschutzbeamten führen ihre Aufgaben unter un-
eingeschränkter Wahrung der Menschenwürde durch. Die zur
Durchführung ihrer Aufgaben getroffenen Maßnahmen müs-
sen – gemessen an den damit verfolgten Zielen – verhältnismä-
ßig sein.

(2) Bei der Durchführung der Grenzübertrittskontrollen
dürfen die Grenzschutzbeamten Personen nicht aus Gründen
des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Re-
ligion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Ausrichtung diskriminieren.

Artikel 7 Grenzübertrittskontrollen von Personen (1) Der
grenzüberschreitende Verkehr an den Außengrenzen unterliegt
den Kontrollen durch die Grenzschutzbeamten. Die Kontrol-
len erfolgen nach Maßgabe dieses Kapitels. Die Kontrollen kön-
nen sich auch auf die Fortbewegungsmittel der die Grenze über-
schreitenden Personen und die von ihnen mitgeführten Sachen
erstrecken. Werden Durchsuchungen durchgeführt, so gelten
die Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats.

(2) Alle Personen werden einer Mindestkontrolle unterzo-
gen, die die Feststellung ihrer Identität anhand der vorgeleg-
ten oder vorgezeigten Reisedokumente ermöglicht. Eine sol-
che Mindestkontrolle besteht aus einer raschen und einfachen
Überprüfung der Gültigkeit des Dokuments, das dem rechtmä-
ßigen Inhaber den Grenzübertritt erlaubt, und der gegebenen-
falls vorhandenen Fälschungs- und Verfälschungsmerkmale, bei
der gegebenenfalls technische Geräte eingesetzt und ausschließ-
lich die Daten über gestohlene, missbräuchlich verwendete, ab-
handen gekommene und für ungültig erklärte Dokumente in
den einschlägigen Datenbanken abgefragt werden. Die in Un-
terabsatz 1 genannte Mindestkontrolle ist das übliche Verfah-
ren bei Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf freien Perso-
nenverkehr genießen. Auf nicht systematischer Grundlage kön-
nen die Grenzschutzbeamten jedoch bei der Durchführung von
Mindestkontrollen bei Personen, die das Gemeinschaftsrecht
auf freien Personenverkehr genießen, die nationalen und euro-
päischen Datenbanken abfragen, um sicherzustellen, dass eine
solche Person keine tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche

3ABl. L 81 vom 21.3.2001, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 851/2005 (ABl. L 141 vom 4.6.2005, S. 3).
4ABl. L 64 vom 7.3.2003, S. 1.
5ABl. L 53 vom 23.2.2002, S. 4.

3



Titel II Außengrenzen

Gefahr für die innere Sicherheit, die öffentliche Ordnung, die
internationalen Beziehungen der Mitgliedstaaten oder die öf-
fentliche Gesundheit darstellt. Das Recht zur Einreise von Per-
sonen, die im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats ge-
mäß der Richtlinie 2004/38/EG das Gemeinschaftsrecht auf frei-
en Personenverkehr genießen, wird von den Ergebnissen sol-
cher Konsultationen nicht beeinträchtigt.

(3) Drittstaatsangehörige werden bei der Ein- und Ausreise
eingehend kontrolliert.
a) Die eingehende Kontrolle bei der Einreise umfasst die Über-

prüfung der in Artikel 5 Absatz 1 festgelegten Einreisevor-
aussetzungen sowie gegebenenfalls der für den Aufenthalt
und die Ausübung einer Erwerbstätigkeit erforderlichen Er-
laubnisse. Hierzu gehört eine umfassende Prüfung von Fol-
gendem:
i) Überprüfung, ob der Drittstaatsangehörige über ein für

den Grenzübertritt gültiges und nicht abgelaufenes Do-
kument verfügt und ob dem Dokument das gegebenen-
falls erforderliche Visum oder der gegebenenfalls erfor-
derliche Aufenthaltstitel beigefügt ist;

ii) eingehende Prüfung, ob das Reisedokument Fälschungs-
oder Verfälschungsmerkmale aufweist;

iii) Prüfung der Ein- und Ausreisestempel im Reisedoku-
ment des betreffenden Drittstaatsangehörigen, um durch
einen Vergleich der Ein- und Ausreisedaten festzustel-
len, ob die zulässige Höchstdauer des Aufenthalts im Ho-
heitsgebiet der Mitgliedstaaten bereits überschritten wur-
de;

iv) Überprüfung der Abfahrts- und Zielorte des betreffen-
den Drittstaatsangehörigen sowie des Zwecks des beab-
sichtigten Aufenthalts und, soweit erforderlich, Überprü-
fung der entsprechenden Belege;

v) Überprüfung, ob der betreffende Drittstaatsangehörige
über ausreichende Mittel zur Bestreitung des Lebensun-
terhalts für die beabsichtigte Dauer und den beabsichtig-
ten Zweck des Aufenthalts, für die Rückreise in den Her-
kunftsstaat oder für die Durchreise in einen Drittstaat, in
dem seine Zulassung gewährleistet ist, verfügt oder in der
Lage ist, diese Mittel rechtmäßig zu erwerben;

vi) Überprüfung, ob der betreffende Drittstaatsangehörige,
sein Fortbewegungsmittel und die mitgeführten Sachen
eine Gefahr für die öffentliche Ordnung, die innere Si-
cherheit, die öffentliche Gesundheit oder die internatio-
nalen Beziehungen eines der Mitgliedstaaten darstellen.
Diese Überprüfung umfasst den unmittelbaren Abruf der
Personendaten und -ausschreibungen und soweit erfor-
derlich der Sachdaten und -ausschreibungen im SIS und
in den nationalen Datenbeständen sowie gegebenenfalls
die Durchführung der aufgrund der Ausschreibung er-
forderlichen Maßnahmen.

b) Die eingehende Kontrolle bei der Ausreise umfasst:
i) Überprüfung, ob der Drittstaatsangehörige über ein für

den Grenzübertritt gültiges Dokument verfügt;
ii) Überprüfung, ob das Reisedokument Fälschungs- oder

Verfälschungsmerkmale aufweist;
iii) soweit möglich Überprüfung, ob der Drittstaatsangehöri-

ge nicht als eine Gefahr für die öffentliche Ordnung, die
innere Sicherheit oder die internationalen Beziehungen
eines der Mitgliedstaaten angesehen wird.

c) Zusätzlich zu der in Buchstabe b genannten Kontrolle kann
die eingehende Kontrolle bei der Ausreise auch folgende Ge-
sichtspunkte umfassen:
i) Überprüfung, ob die Person im Besitz eines gültigen

Visums ist, falls dies nach der Verordnung (EG) Nr.
539/2001 vorgeschrieben ist, außer wenn sie Inhaber ei-
nes gültigen Aufenthaltstitels ist;

ii) Überprüfung, ob die Person nicht die zulässige Höchst-
dauer des Aufenthalts im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa-

ten überschritten hat;
iii) Abruf der Personen- und Sachausschreibungen im SIS

und in den nationalen Datenbeständen.
(4) Soweit entsprechende Einrichtungen vorhanden sind,

werden solche eingehenden Kontrollen auf Antrag des Dritt-
staatsangehörigen in einem privaten Bereich durchgeführt.

(5) Drittstaatsangehörige, die einer eingehenden Kontrolle in
der zweiten Kontrolllinie unterzogen werden, werden über den
Zweck und das Verfahren einer solchen Kontrolle unterrichtet.
Diese Informationen müssen in allen Amtssprachen der Union
sowie in der/den Sprache(n) des/der an den betreffenden Mit-
gliedstaat angrenzenden Staates/Staaten verfügbar sein und da-
rauf hinweisen, dass der Drittstaatsangehörige um den Namen
oder die Dienstausweisnummer der Grenzschutzbeamten, die
die eingehende Kontrolle in der zweiten Kontrolllinie durch-
führen, sowie um die Bezeichnung der Grenzübergangsstelle
und um das Datum, an dem die Grenze überschritten wurde,
ersuchen kann.

(6) Kontrollen von Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf
freien Personenverkehr genießen, werden in Übereinstimmung
mit der Richtlinie 2004/38/EG durchgeführt.

(7) Detaillierte Vorschriften für die zu erfassenden
Informati- onen sind in Anhang II enthalten.

Artikel 8 Lockerung der Grenzübertrittskontrollen (1)
Bei außergewöhnlichen und unvorhergesehenen Umständen
können die Grenzübertrittskontrollen an den Außengrenzen ge-
lockert werden. Solche außergewöhnlichen und unvorhergese-
henen Umstände liegen vor, wenn unvorhersehbare Ereignis-
se zu einem derart starken Verkehrsaufkommen führen, dass
sich trotz Ausschöpfung aller personellen, räumlichen und or-
ganisatorischen Möglichkeiten unzumutbare Wartezeiten an der
Grenzübergangsstelle ergeben.

(2) Werden die Grenzübertrittskontrollen gemäß Absatz 1
gelockert, so hat die Grenzübertrittskontrolle des Einreisever-
kehrs grundsätzlich Vorrang vor der Grenzübertrittskontrolle
des Ausreiseverkehrs. Die Entscheidung über die Lockerung der
Kontrollen wird von dem leitenden Grenzschutzbeamten an der
Grenzübergangsstelle getroffen. Eine derartige Lockerung der
Kontrollen darf nur vorübergehend, der jeweiligen Lage ange-
passt und stufenweise angeordnet werden.

(3) Auch bei einer Lockerung der Kontrollen muss der
Grenzschutzbeamte die Reisedokumente von Drittstaatsange-
hörigen sowohl bei der Einreise als auch bei der Ausreise gemäß
Artikel 10 abstempeln.

(4) Jeder Mitgliedstaat übermittelt dem Europäischen Parla-
ment und der Kommission jährlich einen Bericht über die An-
wendung des vorliegenden Artikels.

Artikel 9 Einrichtung getrennter Kontrollspuren und Be-
schilderung (1) Die Mitgliedstaaten richten insbesondere an
den Grenzübergangsstellen ihrer Luftgrenzen getrennte Kon-
trollspuren ein, um Personenkontrollen gemäß Artikel 7 vor-
nehmen zu können. Diese Kontrollspuren sind durch Schil-
der mit den in Anhang III dargestellten Angaben zu kennzeich-
nen. Die Mitgliedstaaten können an den Grenzübergangsstel-
len ihrer See- und Landgrenzen sowie an den Grenzen zwi-
schen den Mitgliedstaaten, die Artikel 20 an ihren gemeinsamen
Grenzen nicht anwenden, getrennte Kontrollspuren einrichten.
Die Schilder mit den in Anhang III dargestellten Angaben wer-
den verwendet, wenn die Mitgliedstaaten an diesen Grenzen ge-
trennte Kontrollspuren einrichten. Die Mitgliedstaaten stellen
sicher, dass diese Kontrollspuren deutlich ausgeschildert sind,
auch in den Fällen, in denen die Vorschriften für die Benutzung
der verschiedenen Kontrollspuren nach Absatz 4 außer Kraft ge-
setzt werden, um eine optimale Abwicklung der Verkehrsströme
von Personen, die die Grenze überschreiten, zu gewährleisten.

(2)
a)Personen, die das Gemeinschaftsrecht auf freien Personen-

verkehr genießen, sind berechtigt, die mit dem Schild in An-
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hang III Teil A gekennzeichneten Kontrollspuren zu benut-
zen. Sie können auch die mit dem Schild in Anhang III Teil
B gekennzeichneten Kontrollspuren benutzen.

b) Alle anderen Personen benutzen die mit dem Schild in An-
hang III Teil B gekennzeichneten Kontrollspuren.
Die Angaben auf den in den Buchstaben a und b genann-

ten Schildern können in der Sprache/den Sprachen darge-
stellt werden, die dem jeweiligen Mitgliedstaat als geeignet er-
scheint/erscheinen.

(3) An den Grenzübergangsstellen der See- und Landgren-
zen können die Mitgliedstaaten den Kraftverkehr auf unter-
schiedliche Fahrspuren für Personenkraftfahrzeuge, Lastkraft-
wagen und Omnibusse aufteilen; dies ist durch Schilder gemäß
Anhang III Teil C kenntlich zu machen. Die Mitgliedstaaten
können die Angaben auf diesen Schildern gegebenenfalls je nach
örtlichen Gegebenheiten abwandeln.

(4) Bei einem vorübergehenden Ungleichgewicht der Ver-
kehrsströme an einer Grenzübergangsstelle können die Vor-
schriften für die Benutzung der verschiedenen Kontrollspuren
von den zuständigen Behörden so lange außer Kraft gesetzt wer-
den, wie dies für die Behebung des Ungleichgewichts erforder-
lich ist.

(5) Bereits vorhandene Schilder müssen bis zum 31. Mai
2009 an die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 angepasst
werden. Wenn die Mitgliedstaaten vor diesem Zeitpunkt vor-
handene Schilder ersetzen oder neue Schilder anbringen, haben
sie die in den genannten Absätzen enthaltenen Angaben zu be-
achten.

Artikel 10 Abstempeln der Reisedokumente von Dritt-
staatsangehörigen (1) Die Reisedokumente von Drittstaats-
angehörigen werden bei der Einreise und bei der Ausreise syste-
matisch abgestempelt. Ein Einreise- oder Ausreisestempel wird
insbesondere angebracht in
a) den Grenzübertrittspapieren von Drittstaatsangehörigen, in

denen sich ein gültiges Visum befindet;
b) den Grenzübertrittspapieren von Drittstaatsangehörigen, de-

nen von einem Mitgliedstaat an der Grenze ein Visum erteilt
wird;

c) den Grenzübertrittspapieren von Drittstaatsangehörigen, die
nicht der Visumpflicht unterliegen.
(2) Die Reisedokumente von Drittstaatsangehörigen, die Fa-

milienangehörige eines Unionsbürgers sind, auf den die Richt-
linie 2004/38/EG Anwendung findet, die aber die Aufenthalts-
karte nach Artikel 10 der genannten Richtlinie nicht vorzei-
gen, werden bei der Ein- und Ausreise abgestempelt. Die Reise-
dokumente von Drittstaatsangehörigen, die Familienangehörige
von Drittstaatsangehörigen sind, die das Gemeinschaftsrecht auf
freien Personenverkehr genießen, die aber die Aufenthaltskarte
nach Artikel 10 der Richtlinie 2004/38/EG nicht vorzeigen, wer-
den bei der Ein- und Ausreise abgestempelt.

(3) Von der Anbringung des Einreise- und Ausreisestempels
wird abgesehen
a) in den Reisedokumenten von Staatsoberhäuptern und Wür-

denträgern, deren Eintreffen im Voraus auf diplomatischem
Wege offiziell angekündigt wurde;

b) in den Fluglizenzen oder den Besatzungsausweisen von
Flugpersonal;

c) in den Reisedokumenten von Seeleuten, die sich nur wäh-
rend der Liegezeit des Schiffes in dem Gebiet des angelaufe-
nen Hafens im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhalten;

d) in den Reisedokumenten der Besatzung und der Passagiere
von Kreuzfahrtschiffen, die nicht den Grenzübertrittskon-
trollen nach Nummer 3.2.3 des Anhangs VI unterliegen;

e) in den Grenzübertrittspapieren von Staatsangehörigen An-
dorras, Monacos und San Marinos.

Auf Antrag eines Drittstaatsangehörigen kann ausnahmsweise
von der Anbringung des Ein- oder Ausreisestempels abgesehen
werden, wenn der Stempelabdruck zu erheblichen Schwierig-

keiten für den Drittstaatsangehörigen führen würde. In diesem
Fall wird die Ein- oder Ausreise auf einem gesonderten Blatt
unter Angabe des Namens und der Passnummer beurkundet.
Dieses Blatt wird dem Drittstaatsangehörigen ausgehändigt.

(4) Die Abstempelungsmodalitäten sind in Anhang IV fest-
gelegt.

(5) Soweit möglich wird der Drittstaatsangehörige darüber
unterrichtet, dass der Grenzschutzbeamte verpflichtet ist, sein
Reisedokument bei der Ein- und Ausreise abzustempeln, auch
wenn die Kontrollen gemäß Artikel 8 gelockert worden sind.

(6) Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament
und dem Rat bis Ende 2008 über die Anwendung der Bestim-
mungen über das Abstempeln der Reisedokumente Bericht.

Artikel 11 Annahme hinsichtlich der Erfüllung der Vor-
aussetzungen der Aufenthaltsdauer (1) Ist das Reisedoku-
ment eines Drittstaatsangehörigen nicht mit dem Einreisestem-
pel versehen, so können die zuständigen nationalen Behörden
annehmen, dass der Inhaber des Reisedokuments die in dem
betreffenden Mitgliedstaat geltenden Voraussetzungen hinsicht-
lich der Aufenthaltsdauer nicht oder nicht mehr erfüllt.

(2) Die Annahme nach Absatz 1 kann von einem Drittstaats-
angehörigen durch jedweden glaubhaften Nachweis widerlegt
werden, insbesondere durch Belege wie Beförderungsnachwei-
se oder Nachweise über seine Anwesenheit außerhalb des Ho-
heitsgebiets der Mitgliedstaaten, aus denen hervorgeht, dass er
die Voraussetzungen hinsichtlich der Dauer eines kurzfristigen
Aufenthalts eingehalten hat.

In diesem Fall gilt Folgendes:
a) Wird der Drittstaatsangehörige im Hoheitsgebiet eines Mit-

gliedstaats angetroffen, der den Schengen-Besitzstand un-
eingeschränkt anwendet, so geben die zuständigen Behörden
entsprechend ihren nationalen Rechtsvorschriften und Prak-
tiken in seinem Reisedokument das Datum an, zu dem er die
Außengrenze eines der Mitgliedstaaten, die den Schengen-
Besitzstand uneingeschränkt anwenden, überschritten hat,
sowie den Ort des Grenzübertritts.

b) Wird der Drittstaatsangehörige im Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats angetroffen, für den der Beschluss nach Artikel 3
Absatz 2 der Beitrittsakte von 2003 nicht gefasst worden ist,
so geben die zuständigen Behörden entsprechend ihren na-
tionalen Rechtsvorschriften und Praktiken in seinem Reise-
dokument das Datum an, zu dem er die Außengrenze eines
solchen Mitgliedstaats überschritten hat, sowie den Ort des
Grenzübertritts.

Zusätzlich zu den in den Buchstaben a und b genannten An-
gaben kann dem Drittstaatsangehörigen ein Formular entspre-
chend dem Muster in Anhang VIII ausgehändigt werden. Die
Mitgliedstaaten unterrichten sich gegenseitig sowie die Kom-
mission und das Generalsekretariat des Rates über ihre natio-
nalen Praktiken bezüglich der in diesem Artikel genannten An-
gaben.

(3) Wird die Annahme nach Absatz 1 nicht widerlegt, so kön-
nen die zuständigen Behörden den Drittstaatsangehörigen aus
dem Hoheitsgebiet der betreffenden Mitgliedstaaten ausweisen.

Artikel 12 Grenzüberwachung (1) Die Grenzüberwachung
dient insbesondere der Verhinderung des unbefugten Grenz-
übertritts, der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Krimi-
nalität und der Veranlassung von Maßnahmen gegen Personen,
die die Grenze unerlaubt überschreiten.

(2) Die Grenzschutzbeamten setzen zur Grenzüberwachung
stationär postierte oder mobile Kräfte ein. Diese Überwachung
wird in einer Weise durchgeführt, dass Personen daran ge-
hindert und davon abgehalten werden, die Kontrollen an den
Grenzübergangsstellen zu umgehen.

(3) Die Überwachung zwischen den Grenzübergangsstellen
erfolgt durch Grenzschutzbeamte, deren Anzahl und Methoden
bestehenden oder vorhergesehenen Gefahren und Bedrohun-
gen anzupassen sind. Sie erfolgt unter häufigem, nicht vorher-
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sehbarem Wechsel der Überwachungszeiten, so dass das unbe-
fugte Überschreiten der Grenze das ständige Risiko birgt, ent-
deckt zu werden.

(4) Zur Durchführung der Überwachung werden stationär
postierte oder mobile Kräfte eingesetzt, die ihre Aufgaben in
Form von Bestreifung oder Postierung überwiegend an erkann-
ten oder vermuteten Schwachstellen mit dem Ziel erfüllen, Per-
sonen aufzugreifen, die die Grenze unbefugt überschreiten. Die
Überwachung kann auch durch Verwendung technischer – ein-
schließlich elektronischer – Mittel erfolgen.

(5) Zusätzliche Überwachungsmodalitäten können nach
dem in Artikel 33 Absatz 2 genannten Verfahren festgelegt wer-
den.

Artikel 13 Einreiseverweigerung (1) Einem Drittstaatsange-
hörigen, der nicht alle Einreisevoraussetzungen des Artikels 5
Absatz 1 erfüllt und der nicht zu dem in Artikel 5 Absatz 4 ge-
nannten Personenkreis gehört, wird die Einreise in das Hoheits-
gebiet der Mitgliedstaaten verweigert. Davon unberührt bleibt
die Anwendung besonderer Bestimmungen zum Asylrecht und
zum internationalen Schutz oder zur Ausstellung von Visa für
längerfristige Aufenthalte.

(2) Die Einreiseverweigerung kann nur mittels einer begrün-
deten Entscheidung unter genauer Angabe der Gründe für die
Einreiseverweigerung erfolgen. Die Entscheidung wird von ei-
ner nach nationalem Recht zuständigen Behörde erlassen. Die
Entscheidung tritt unmittelbar in Kraft. Die begründete Ent-
scheidung mit genauer Angabe der Gründe für die Einreisever-
weigerung wird mit dem Standardformular nach Anhang V Teil
B erteilt, das von der nach nationalem Recht zur Einreisever-
weigerung berechtigten Behörde ausgefüllt wird. Das ausgefüll-
te Standardformular wird dem betreffenden Drittstaatsangehö-
rigen ausgehändigt, der den Empfang der Entscheidung über die
Einreiseverweigerung auf diesem Standardformular bestätigt.

(3) Personen, denen die Einreise verweigert wird, steht ein
Rechtsmittel zu. Die Verfahren für die Einlegung des Rechts-
mittels bestimmen sich nach nationalem Recht. Dem Dritt-
staatsangehörigen werden auch schriftliche Angaben zu Kon-
taktstellen gemacht, die ihn über eine rechtliche Vertretung un-
terrichten können, die entsprechend dem nationalen Recht in
seinem Namen vorgehen kann. Die Einlegung eines solchen
Rechtsmittels hat keine aufschiebende Wirkung im Hinblick
auf die Entscheidung über die Einreiseverweigerung. Wird im
Rechtsmittelverfahren festgestellt, dass die Entscheidung über
die Einreiseverweigerung unbegründet war, so hat der betref-
fende Drittstaatsangehörige unbeschadet einer nach nationalem
Recht gewährten Entschädigung einen Anspruch auf Berich-
tigung des ungültig gemachten Einreisestempels und anderer
Streichungen oder Vermerke durch den Mitgliedstaat, der ihm
die Einreise verweigert hat.

(4) Die Grenzschutzbeamten stellen sicher, dass ein Dritt-
staatsangehöriger, dem die Einreise verweigert wurde, das Ho-
heitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats nicht betritt.

(5) Die Mitgliedstaaten erheben statistische Daten über die
Anzahl der Personen, denen sie die Einreise verweigern, die
Gründe für die Einreiseverweigerung, die Staatsangehörigkeit
der betreffenden Personen und die Art der Grenze (Land-, Luft-
oder Seegrenze), an der ihnen die Einreise verweigert wurde.
Die Mitgliedstaaten übermitteln diese Statistiken einmal pro
Jahr der Kommission. Die Kommission veröffentlicht alle zwei
Jahre eine Übersicht über die von den Mitgliedstaaten vorgeleg-
ten Statistiken.

(6) Die Modalitäten der Einreiseverweigerung sind in An-
hang V Teil A festgelegt.

Kapitel III Personal und finanzielle Mittel für Grenz-
kontrollen und Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten

Artikel 14 Personal und finanzielle Mittel für Grenzkon-
trollen Zur Gewährleistung effizienter Grenzkontrollen mit

hohem und einheitlichem Standard an ihren Außengrenzen
stellen die Mitgliedstaaten geeignete Kräfte in ausreichender
Zahl und angemessene Mittel in ausreichendem Umfang für
die Durchführung von Grenzkontrollen an den Außengrenzen
gemäß den Artikeln 6 bis 13 zur Verfügung.

Artikel 15 Durchführung von Grenzkontrollen (1) Die
Durchführung von Grenzkontrollen gemäß den Artikeln 6 bis
13 erfolgt durch die Grenzschutzbeamten gemäß dieser Ver-
ordnung und nationalem Recht. Bei der Durchführung dieser
Grenzkontrollen bleiben die den Grenzschutzbeamten nach na-
tionalem Recht verliehenen und nicht in den Geltungsbereich
dieser Verordnung fallenden Befugnisse zur Einleitung straf-
rechtlicher Ermittlungen unberührt. Die Mitgliedstaaten sorgen
dafür, dass die Grenzschutzbeamten über eine besondere und
angemessene fachliche Qualifikation verfügen. Die Mitglied-
staaten halten die Grenzschutzbeamten dazu an, Sprachen zu
erlernen, insbesondere jene, die zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben erforderlich sind.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission gemäß
Artikel 34 die Liste der nationalen Stellen, die nach ihrem natio-
nalen Recht für die Grenzkontrollen zuständig sind.

(3) Zur wirksamen Durchführung von Grenzkontrollen
sorgt jeder Mitgliedstaat für eine enge und ständige Zusammen-
arbeit seiner nationalen Stellen, die für Grenzkontrollen zustän-
dig sind.

Artikel 16 Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten (1) Zur
wirksamen Durchführung von Grenzkontrollen gemäß den Ar-
tikeln 6 bis 15 unterstützen die Mitgliedstaaten einander und
pflegen eine enge und ständige Zusammenarbeit. Sie tauschen
alle sachdienlichen Informationen aus.

(2) Die operative Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auf
dem Gebiet des Grenzschutzes an den Außengrenzen wird
durch die mit der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 errichtete
Europäische Agentur für die operative Zusammenarbeit an den
Außengrenzen der Mitgliedstaaten (nachstehend „Agentur“ ge-
nannt) koordiniert.

(3) Unbeschadet der Zuständigkeiten der Agentur können
die Mitgliedstaaten mit anderen Mitgliedstaaten und/oder Dritt-
staaten an den Außengrenzen weiterhin auf operativer Ebene
zusammenarbeiten, was auch den Austausch von Verbindungs-
beamten umfasst, soweit diese Zusammenarbeit die Tätigkeit
der Agentur ergänzt. Die Mitgliedstaaten unterlassen jegliche
Handlung, die den Betrieb der Agentur oder die Erreichung ih-
rer Ziele in Frage stellen könnte. Die Mitgliedstaaten berichten
der Agentur über diese operative Zusammenarbeit nach Unter-
absatz 1.

(4) Die Mitgliedstaaten sorgen für eine Aus- und Fortbil-
dung über die Bestimmungen für die Grenzkontrollen und die
Grundrechte. In diesem Zusammenhang ist den gemeinsamen
Ausbildungsnormen Rechnung zu tragen, die von der Agentur
festgelegt und weiterentwickelt werden.

Artikel 17 Gemeinsame Kontrollen (1) Die Mitgliedstaaten,
die Artikel 20 an ihren gemeinsamen Landgrenzen nicht anwen-
den, können bis zu dem Tag, ab dem der genannte Artikel an-
wendbar ist, gemeinsame Kontrollen an diesen Grenzen durch-
führen; in diesem Fall dürfen Personen unbeschadet der sich
aus den Artikeln 6 bis 13 ergebenden individuellen Zuständig-
keit der Mitgliedstaaten nur ein Mal angehalten werden, um die
Ein- und Ausreisekontrollen durchzuführen. Zu diesem Zweck
können die Mitgliedstaaten untereinander bilaterale Vereinba-
rungen treffen.

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über
alle gemäß Absatz 1 getroffenen Vereinbarungen.
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Kapitel IV Sonderbestimmungen für Grenzübertritts-
kontrollen

Artikel 18 Sonderbestimmungen für die unterschiedli-
chen Grenzarten und die für das Überschreiten der
Außengrenzen genutzten unterschiedlichen Fortbewe-
gungsmittel Die Sonderbestimmungen des Anhangs VI gelten
für die Kontrollen bezüglich der unterschiedlichen Grenzarten
und der für das Überschreiten der Grenzübergangsstellen ge-
nutzten unterschied- lichen Fortbewegungsmittel. Diese Son-
derbestimmungen können Abweichungen von den Artikeln 5
und 7 bis 13 enthalten.

Artikel 19 Sonderbestimmungen für die Kontrolle von
bestimmten Personengruppen (1) Die Sonderbestimmun-
gen des Anhangs VII gelten für die Kontrollen folgender Per-
sonengruppen:
a) Staatsoberhäupter und die Mitglieder ihrer Delegation(en);
b) Piloten von Luftfahrzeugen und anderes Flugbesatzungsper-

sonal;
c) Seeleute;
d) Inhaber von Diplomaten-, Amts- oder Dienstpässen sowie

Mitglieder internationaler Organisationen;
e) Grenzarbeitnehmer;
f) Minderjährige.
Diese Sonderbestimmungen können Abweichungen von den
Artikeln 5 und 7 bis 13 enthalten.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission die
Muster der besonderen Ausweise, die ihre Außenministerien
gemäß Artikel 34 den akkreditierten Mitgliedern diplomatischer
Missionen und konsularischer Vertretungen sowie ihren Fami-
lienangehörigen ausstellen.

Titel III Binnengrenzen

Kapitel I Abschaffung der Grenzkontrollen an den Bin-
nengrenzen

Artikel 20 Überschreiten der Binnengrenzen Die Binnen-
grenzen dürfen unabhängig von der Staatsangehörigkeit der be-
treffenden Personen an jeder Stelle ohne Personenkontrollen
überschritten werden.

Artikel 21 Kontrollen innerhalb des Hoheitsgebiets Die
Abschaffung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen be-
rührt nicht:
a) die Ausübung der polizeilichen Befugnisse durch die zu-

ständigen Behörden der Mitgliedstaaten nach Maßgabe des
nationalen Rechts, sofern die Ausübung solcher Befugnisse
nicht die gleiche Wirkung wie Grenzübertrittskontrollen hat;
dies gilt auch in Grenzgebieten. Im Sinne von Satz 1 darf die
Ausübung der polizeilichen Befugnisse insbesondere nicht
der Durchführung von Grenzübertrittskontrollen gleichge-
stellt werden, wenn die polizeilichen Maßnahmen
i) keine Grenzkontrollen zum Ziel haben;
ii) auf allgemeinen polizeilichen Informationen und Erfah-

rungen in Bezug auf mögliche Bedrohungen der öffent-
lichen Sicherheit beruhen und insbesondere auf die Be-
kämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität abzie-
len;

iii) in einer Weise konzipiert sind und durchgeführt werden,
die sich eindeutig von systematischen Personen- kontrol-
len an den Außengrenzen unterscheidet;

iv) auf der Grundlage von Stichproben durchgeführt wer-
den;

b) die Durchführung von Sicherheitskontrollen bei Personen
in See- oder Flughäfen durch die zuständigen Behörden
nach Maßgabe des nationalen Rechts, die Verantwortlichen
der See- oder Flughäfen oder die Beförderungsunternehmer,
sofern diese Kontrollen auch bei Personen vorgenommen

werden, die Reisen innerhalb des Mitgliedstaats unterneh-
men;

c) die den Mitgliedstaaten eingeräumte Möglichkeit, in ihren
Rechtsvorschriften die Verpflichtung zum Besitz oder Mit-
führen von Urkunden und Bescheinigungen vorzusehen;

d) die Verpflichtung für Drittstaatsangehörige, ihre Anwesen-
heit im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gemäß Artikel 22
des Schengener Durchführungsübereinkommens zu mel-
den.

Artikel 22 Beseitigung von Verkehrshindernissen an
den Straßenübergängen der Binnengrenzen Die Mitglied-
staaten beseitigen alle Hindernisse für den flüssigen Verkehr
an den Straßenübergängen der Binnengrenzen, insbesondere
Geschwindigkeitsbeschränkungen, die nicht ausschließlich auf
Gesichtspunkten der Verkehrssicherheit beruhen. Gleichzeitig
müssen die Mitgliedstaaten darauf vorbereitet sein, Abferti-
gungsanlagen für den Fall einzurichten, dass an den Binnen-
grenzen wieder Grenzkontrollen eingeführt werden.

Kapitel II Vorübergehende Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen

Artikel 23 Vorübergehende Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen (1) Im Falle einer
schwerwiegenden Bedrohung der öffentlichen Ordnung oder
inneren Sicherheit kann ein Mitgliedstaat ausnahmsweise nach
dem in Artikel 24 festgelegten Verfahren oder in dringenden
Fällen nach dem in Artikel 25 festgelegten Verfahren für einen
begrenzten Zeitraum von höchstens 30 Tagen oder für die vor-
hersehbare Dauer der schwerwiegenden Bedrohung, wenn ih-
re Dauer den Zeitraum von 30 Tagen überschreitet, an seinen
Binnengrenzen wieder Grenzkontrollen einführen. Die Trag-
weite und Dauer der vorübergehenden Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen dürfen nicht über das
Maß hinausgehen, das unbedingt erforderlich ist, um gegen die
schwerwiegende Bedrohung vorzugehen.

(2) Dauert die schwerwiegende Bedrohung der öffentlichen
Ordnung oder inneren Sicherheit über den in Absatz 1 genann-
ten Zeitraum hinaus an, so kann der Mitgliedstaat aus den in Ab-
satz 1 genannten Gründen und unter Berücksichtigung etwaiger
neuer Aspekte die Grenzkontrollen nach dem in Artikel 26 fest-
gelegten Verfahren für jeweils höchstens 30 Tage verlängern.

Artikel 24 Verfahren bei vorhersehbaren Ereignissen
(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat die Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen gemäß Artikel 23 Ab-
satz 1, so setzt er die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion davon so schnell wie möglich in Kenntnis und übermittelt
– sobald sie vorliegen – folgende Angaben:
a) die Gründe für die geplante Wiedereinführung unter Dar-

legung der Ereignisse, die eine schwerwiegende Bedrohung
der öffentlichen Ordnung oder inneren Sicherheit darstel-
len;

b) die Tragweite der geplanten Wiedereinführung unter Angabe
der Stellen, an denen die Grenzkontrollen wieder eingeführt
werden sollen;

c) die Bezeichnungen der zugelassenen Grenzübergangsstel-
len;

d) den Zeitpunkt und die Dauer der geplanten Wiedereinfüh-
rung;

e) gegebenenfalls die von den anderen Mitgliedstaaten zu tref-
fenden Maßnahmen.
(2) Im Anschluss an die Mitteilung des betreffenden Mit-

gliedstaats und im Hinblick auf die Konsultationen gemäß Ab-
satz 3 kann die Kommission unbeschadet des Artikels 64 Ab-
satz 1 des Vertrags eine Stellungnahme abgeben.

(3) Die in Absatz 1 genannten Angaben sowie die Stellung-
nahme, die die Kommission gemäß Absatz 2 abgeben kann, sind
Gegenstand von Konsultationen zwischen dem Mitgliedstaat,
der die Wiedereinführung von Grenzkontrollen beabsichtigt,
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den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission; Ziel dieser
Konsultationen ist es, gegebenenfalls eine Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedstaaten zu organisieren und zu prüfen, ob die
Maßnahmen im Verhältnis zu den Ereignissen stehen, die der
Anlass für die Wiedereinführung der Grenzkontrollen sind, so-
wie die für die öffentliche Ordnung oder die innere Sicherheit
bestehenden Bedrohungen zu untersuchen.

(4) Die in Absatz 3 genannten Konsultationen finden min-
destens 15 Tage vor dem geplanten Zeitpunkt der Wiederein-
führung der Grenzkontrollen statt.

Artikel 25 Verfahren in Fällen, die ein sofortiges Handeln
erfordern (1) Erfordert die öffentliche Ordnung oder die in-
nere Sicherheit eines Mitgliedstaats ein sofortiges Handeln, so
kann der betreffende Mitgliedstaat ausnahmsweise an den Bin-
nengrenzen unverzüglich Grenzkontrollen wieder einführen.

(2) Der Mitgliedstaat, der an den Binnengrenzen Grenzkon-
trollen wieder einführt, setzt die anderen Mitgliedstaaten und
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis; er macht die
Angaben gemäß Artikel 24 Absatz 1 und gibt die Gründe an, die
eine Inanspruchnahme dieses Verfahrens rechtfertigen.

Artikel 26 Verfahren zur Verlängerung von Grenzkon-
trollen an den Binnengrenzen (1) Die Mitgliedstaaten kön-
nen Grenzkontrollen an den Binnengrenzen gemäß Artikel 23
Absatz 2 nur nach Benachrichtigung der anderen Mitgliedstaa-
ten und der Kommission verlängern.

(2) Der Mitgliedstaat, der die Verlängerung von Grenzkon-
trollen beabsichtigt, teilt den anderen Mitgliedstaaten und der
Kommission alle sachdienlichen Angaben zu den Gründen für
die Verlängerung der Grenzkontrollen an den Binnengrenzen
mit. Artikel 24 Absatz 2 findet Anwendung.

Artikel 27 Unterrichtung des Europäischen Parlaments
Der betreffende Mitgliedstaat oder gegebenenfalls der Rat un-
terrichtet das Europäische Parlament so schnell wie möglich
über die gemäß den Artikeln 24, 25 und 26 getroffenen Maßnah-
men. Ab der dritten aufeinander folgenden Verlängerung gemäß
Artikel 26 legt der betreffende Mitgliedstaat dem Europäischen
Parlament auf Antrag einen Bericht über die Notwendigkeit der
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen vor.

Artikel 28 Anwendbare Bestimmungen bei Wiederein-
führung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen Bei
Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen
finden die einschlägigen Bestimmungen des Titels II entspre-
chend Anwendung.

Artikel 29 Bericht über die Wiedereinführung von
Grenzkontrollen an den Binnengrenzen Der Mitgliedstaat,
der gemäß Artikel 23 Grenzkontrollen an den Binnengrenzen
wieder eingeführt hat, bestätigt das Datum der Aufhebung die-
ser Maßnahmen und legt zu diesem Zeitpunkt oder kurz danach
dem Europäischen Parlament, dem Rat und der Kommission
einen Bericht über die Wiedereinführung von Grenzkontrollen
an den Binnengrenzen vor, in dem insbesondere die Kontrollen
und die Wirksamkeit der wieder eingeführten Grenzkontrollen
dargestellt werden.

Artikel 30 Information der Öffentlichkeit Der Beschluss
zur Wiedereinführung von Grenzkontrollen an den Binnen-
grenzen wird in transparenter Weise gefasst und die Öffentlich-
keit wird umfassend darüber unterrichtet, es sei denn, überge-
ordnete Sicherheitsgründe stehen dem entgegen.

Artikel 31 Vertraulichkeit Auf Antrag des betreffenden Mit-
gliedstaats wahren die anderen Mitgliedstaaten sowie das Eu-
ropäische Parlament und die Kommission die Vertraulichkeit
der Angaben, die in Verbindung mit der Wiedereinführung oder
Verlängerung von Grenzkontrollen sowie des gemäß Artikel 29
erstellten Berichts übermittelt wurden.
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Artikel 32 Änderung der Anhänge Die Anhänge III, IV und
VIII werden nach dem in Artikel 33 Absatz 2 genannten Verfah-
ren geändert.

Artikel 33 Ausschuss (1) Die Kommission wird von einem
Ausschuss (nachstehend „Ausschuss“ genannt) unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8, sofern die nach diesem Verfahren erlasse-
nen Durchführungsmaßnahmen die wesentlichen Bestimmun-
gen dieser Verordnung nicht ändern. Der Zeitraum nach Artikel
5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/468/EG wird auf drei Monate
festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.
(4) Unbeschadet der bereits erlassenen Durchführungsmaß-

nahmen wird die Anwendung derjenigen Bestimmungen dieser
Verordnung, die den Erlass technischer Regeln und Entschei-
dungen nach dem in Absatz 2 genannten Verfahren betreffen,
vier Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung ausgesetzt. Das
Europäische Parlament und der Rat können die betreffenden
Bestimmungen auf Vorschlag der Kommission nach dem Ver-
fahren des Artikels 251 des Vertrags verlängern und überprüfen
sie zu diesem Zweck vor Ablauf des Vierjahreszeitraums.

Artikel 34 Mitteilungen (1) Die Mitgliedstaaten übermitteln
der Kommission:
a) die Liste der Aufenthaltstitel,
b) die Liste ihrer Grenzübergangsstellen,
c) die jährlich von ihren nationalen Behörden für das Über-

schreiten ihrer Außengrenzen festgelegten Richtbeträge,
d) die Liste der für Grenzkontrollen zuständigen nationalen

Stellen,
e) die Muster der von den Außenministerien ausgestellten Aus-

weise.
(2) Die Kommission macht die nach Absatz 1 übermittelten

Angaben den Mitgliedstaaten und der Öffentlichkeit durch Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C,
und durch andere geeignete Mittel zugänglich.

Artikel 35 Kleiner Grenzverkehr Diese Verordnung lässt die
Gemeinschaftsvorschriften über den kleinen Grenzverkehr und
bestehende bilaterale Abkommen über den kleinen Grenzver-
kehr unberührt.

Artikel 36 Ceuta und Melilla Die Bestimmungen dieser Ver-
ordnung berühren nicht die für die Städte Ceuta und Melilla
geltenden Sonderregelungen, die in der Erklärung des König-
reichs Spanien in Bezug auf die Städte Ceuta und Melilla in der
Schlussakte zur Akte über den Beitritt des Königreichs Spani-
en zum Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkom-
mens von Schengen vom 14. Juni 19856 festgelegt sind.

Artikel 37 Mitteilung von Informationen durch die Mit-
gliedstaaten Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis
zum 26. Oktober 2006 ihre nationalen Vorschriften zu Artikel 21
Buchstaben c und d, die Sanktionen gemäß Artikel 4 Absatz 3
und die bilateralen Vereinbarungen nach Artikel 17 Absatz 1
mit. Spätere Änderungen dieser Vorschriften teilen sie binnen
fünf Arbeitstagen mit. Diese von den Mitgliedstaaten mitgeteil-
ten Informationen werden im Amtsblatt der Europäischen Uni-
on, Reihe C, veröffentlicht.

Artikel 38 Bericht über die Anwendung von Titel III Die
Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat
bis zum 13. Oktober 2009 einen Bericht über die Anwendung
von Titel III vor. Die Kommission widmet den Schwierigkei-
ten, die sich aus der Wiedereinführung von Grenzkontrollen
an den Binnengrenzen ergeben können, besondere Aufmerk-

6ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 73.
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samkeit. Gegebenenfalls unterbreitet sie Vorschläge, um diesen
Schwierigkeiten abzuhelfen.

Artikel 39 Aufhebungen (1) Die Artikel 2 bis 8 des Über-
einkommens zur Durchführung des Übereinkommens von
Schengen vom 14. Juni 1985 werden mit Wirkung vom 13. Ok-
tober 2006 aufgehoben.

(2) Mit Wirkung von dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt
werden folgende Bestimmungen aufgehoben:
a) das Gemeinsame Handbuch mit seinen Anlagen;
b) die Beschlüsse des Schengener Exekutivausschusses vom 26.

April 1994 (SCH/Com-ex (94) 1, 2. Rev.), vom 22. Dezem-
ber 1994 (SCH/Com-ex (94) 17, 4. Rev.) und vom 20. De-
zember 1995 (SCH/Com-ex (95) 20, 2. Rev.);

c) die Anlage 7 zur Gemeinsamen Konsularischen Instruktion;
d) die Verordnung (EG) Nr. 790/2001 des Rates vom 24. April

2001 zur Übertragung von Durchführungsbefugnissen an
den Rat im Hinblick auf bestimmte detaillierte Vorschriften
und praktische Verfahren für die Durchführung der Grenz-
kontrollen und die Überwachung der Grenzen7;

e) die Entscheidung 2004/581/EG des Rates vom 29. April 2004
zur Festlegung der Mindestangaben auf Schildern an Außen-
grenzübergängen8;

f) die Entscheidung 2004/574/EG des Rates vom 29. April 2004
zur Änderung des Gemeinsamen Handbuchs9;

g) die Verordnung (EG) Nr. 2133/2004 des Rates vom 13.
Dezember 2004 zur Verpflichtung der zuständigen Behör-
den der Mitgliedstaaten zum systematischen Abstempeln der
Reisedokumente von Drittausländern beim Überschreiten
der Außengrenzen der Mitgliedstaaten und zur diesbezügli-
chen Änderung der Bestimmungen des Schengener Durch-
führungsübereinkommens und des Gemeinsamen Hand-
buchs10.
(3) Bezugnahmen auf die gestrichenen Artikel und die auf-

gehobenen Rechtsakte gelten als Bezugnahmen auf diese Ver-
ordnung.

Artikel 40 Inkrafttreten Diese Verordnung tritt am 13. Okto-
ber 2006 in Kraft. Artikel 34 tritt jedoch am Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Anhang I Belege, anhand deren geprüft wird, ob die Ein-
reisevoraussetzungen erfüllt sind
Bei den Belegen nach Artikel 5 Absatz 2 kann es sich handeln
um:
a) bei Reisen aus beruflichen Gründen:

i) die Einladung eines Unternehmens oder einer Behör-
de zu geschäftlichen, betrieblichen oder dienstlichen Be-
sprechungen, Konferenzen oder Veranstaltungen,

ii) andere Unterlagen, aus denen geschäftliche oder dienst-
liche Beziehungen hervorgehen,

iii) Eintrittskarten zu Messen und Kongressen, sofern hieran
teilgenommen werden soll;

b) bei Reisen zu Studien- oder sonstigen Ausbildungszwe-
cken:
i) die Aufnahmebestätigung einer Bildungseinrichtung

über die beabsichtigte Teilnahme an praktischen oder
theoretischen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen,

ii) Studentenausweise oder Bescheinigungen über besuchte
Kurse;

c) bei touristischen oder privaten Reisen:
i) Belege betreffend die Unterkunft:

– die Einladung des Gastgebers, sofern bei diesem Un-
terkunft genommen werden soll,

– Belege von Beherbergungsbetrieben oder sonstige ge-
eignete Unterlagen, aus denen die beabsichtigte Un-

terbringung hervorgeht,
ii) Belege betreffend den Reiseverlauf: die Buchungsbestä-

tigung des Veranstalters einer organisierten Reise oder
sonstige geeignete Unterlagen, aus denen die Reisepläne
hervorgehen,

iii) Belege betreffend die Rückreise: Rückreise- oder Rund-
reisetickets;

d) bei Reisen zu politischen, wissenschaftlichen, kulturellen,
sportlichen oder religiösen Veranstaltungen oder aus ande-
ren Gründen: Einladungen, Eintrittskarten, Aufnahmebestä-
tigungen oder Programme, möglichst unter Angabe des Na-
mens der einladenden Stelle und der Dauer des Aufenthalts,
oder sonstige geeignete Unterlagen, aus denen der Grund
der Reise hervorgeht.

Anhang II Erfassung von Informationen
An sämtlichen Grenzübergangsstellen werden alle wichtigen In-
formationen der Dienststelle sowie sonstige besonders wichti-
ge Informationen in einem handschriftlich geführten oder elek-
tronischen Register erfasst. Hierbei sind insbesondere folgende
Angaben festzuhalten:
a) Name des für Grenzübertrittskontrollen vor Ort verant-

wortlichen Grenzschutzbeamten und der in der jeweiligen
Schicht eingesetzten sonstigen Bediensteten;

b) Lockerungen der Personenkontrollen nach Artikel 8;
c) an der Grenze erfolgte Ausstellung von Dokumenten als

Pass- und Visaersatz;
d) aufgegriffene Personen und Anzeigen (Straftaten und Ord-

nungswidrigkeiten);
e) Personen, denen nach Artikel 13 die Einreise verweigert

wurde (Einreiseverweigerungsgründe und Staatsangehörig-
keiten);

f) die Sicherheitscodes von Ein- und Ausreisestempeln, die
Personalien der Grenzschutzbeamten, denen dieser Stempel
zu einem bestimmten Zeitpunkt oder in einer bestimmten
Schicht zugeordnet ist, sowie Informationen zu abhanden
gekommenen und gestohlenen Stempeln;

g) Beschwerden von Personen, die Kontrollen unterzogen wur-
den;

h) sonstige besonders bedeutende polizeiliche und strafprozes-
suale Maßnahmen;

i) besondere Ereignisse.
Von der Wiedergabe des Anhangs III und IV wurde abgesehen

Anhang V Teil A Modalitäten der Einreiseverweigerung
an der Grenze
1. Im Falle einer Einreiseverweigerung

a) füllt der zuständige Grenzschutzbeamte das in Teil B dar-
gestellte Standardformular für die Einreiseverweigerung
aus. Der betreffende Drittstaatsangehörige unterschreibt
das Formular und erhält eine Kopie des unterschriebenen
Formulars. Verweigert der Drittstaatsangehörige die Un-
terschrift, so vermerkt der Grenzschutzbeamte dies im
Feld „Bemerkungen“ des Formulars;

b) bringt der zuständige Grenzschutzbeamte in dem Pass
einen Einreisestempel an, den er in Form eines Kreuzes
mit schwarzer, dokumentenechter Tinte durchstreicht;
zudem trägt er rechts neben diesem Stempel ebenfalls mit
dokumentenechter Tinte den oder die Kennbuchstaben
ein, die dem Grund oder den Gründen für die Einrei-
severweigerung entsprechen und die in dem genannten
Standardformular aufgeführt sind;

c) annulliert der zuständige Grenzschutzbeamte das Visum
in den Fällen der Nummer 2 mit dem Stempelabdruck
„ANNULLIERT“. In diesem Fall wird das optisch varia-

7ABl. L 116 vom 26.4.2001, S. 5. Verordnung geändert durch den Beschluss 2004/927/EG (ABl. L 396 vom 31.12.2004, S. 45).
8ABl. L 261 vom 6.8.2004, S. 119.
9ABl. L 261 vom 6.8.2004, S. 36.

10ABl. L 369 vom 16.12.2004, S. 5.
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ble Merkmal der Visummarke, das Sicherheitsmerkmal
„Kippeffekt“ sowie der Begriff „Visum“ durch Durch-
streichen in der Weise zerstört, dass ein späterer Miss-
brauch unmöglich ist. Der Grenzschutzbeamte unter-
richtet die zentralen Behörden unverzüglich über diese
Entscheidung;

d) erfasst der zuständige Grenzschutzbeamte die Einreise-
verweigerung akten- oder listenmäßig mit Angabe der
Personalien und der Staatsangehörigkeit des betroffenen
Drittstaatsangehörigen, des Grenzübertrittspapiers sowie
des Einreiseverweigerungsgrundes und -datums.

2. Das Visum wird annulliert, wenn
a) der Inhaber des Visums zum Zwecke der Einreisever-

weigerung im SIS ausgeschrieben ist, es sei denn, er ist
im Besitz eines von einem Mitgliedstaat erteilten Visums
oder Widereinreisevisums und möchte zum Zwecke der
Durchreise einreisen, um sich in das Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats zu begeben, der das Dokument ausgestellt
hat;

b) es ernsthafte Gründe zu der Annahme gibt, dass das
Visum in betrügerischer Weise erlangt wurde. Hat der
Drittstaatsangehörige an der Grenze einen oder mehre-
re der Belege nach Artikel 5 Absatz 2 nicht vorgelegt, so
zieht dies jedoch nicht automatisch eine Entscheidung
zur Annullierung des Visums nach sich.

3. Ist der Drittstaatsangehörige, dem die Einreise verweigert
wurde, von einem Beförderungsunternehmer an die Außen-
grenze verbracht worden, so geht die örtlich zuständige Be-
hörde wie folgt vor:
a) Sie ordnet gegenüber diesem Unternehmer an, den

Drittstaatsangehörigen gemäß Artikel 26 des Schengener
Durchführungsübereinkommens und gemäß der Richt-
linie 2001/51/EG des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergän-
zung der Regelungen nach Artikel 26 des Überein-
kommens zur Durchführung des Übereinkommens von
Schengen vom 14. Juni 198511 zurückzunehmen und ihn
umgehend in den Drittstaat, aus dem er befördert wur-
de, in den Drittstaat, der das Grenzübertrittspapier ausge-
stellt hat, oder in jeden anderen Drittstaat, in dem seine
Zulassung gewährleistet ist, zu befördern oder Mittel für
seinen Rücktransport zu finden;

b) sie trifft bis zur Durchführung des Rücktransports un-
ter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten nach
Maßgabe des nationalen Rechts geeignete Maßnahmen,
um die unerlaubte Einreise von Drittstaatsangehörigen,
denen die Einreise verweigert wurde, zu verhindern.

4. Liegen bei einem Drittstaatsangehörigen sowohl
Einreiseverweigerungs- als auch Festnahmegründe vor, so
stellt der Grenzschutzbeamte Kontakt zu den Behörden her,
die für die nach Maßgabe des nationalen Rechts zu treffende
Maßnahme zuständig sind.

Von der Wiedergabe des Teils B sowie der Anhänge VI und VII wurde
abgesehen.

Impressum

Erstellt vom Informationsverbund Asyl e. V.
Satz und Gestaltung: Ekkehard Hollmann
Programm: LATEX 2ε
E-Mail: kontakt@asyl.net
Internet: www.asyl.net
Die Wiedergabe des Textes erfolgt ohne Gewähr.
c© 2007 Informationsverbund Asyl e. V.

Diese Datei darf unbeschränkt kopiert und verbreitet werden,
aber jede Änderung der Datei ist unzulässig.

11ABl. L 187 vom 10.7.2001, S. 45.
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